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Verordnungsentwurf  

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr 

Sechste Verordnung zur Änderung der Kanalsteurertarifverordnung 

A. Problem und Ziel 

Ziel der Änderungsverordnung ist die Aktualisierung der Tabelle der Kanalsteurerentgelte 
(privatrechtliches Entgelt für die Beratungsleistung der Kanalsteurer) im Rahmen der regel-
mäßigen zum Jahresende stattfindenden Überprüfung der Auskömmlichkeit der Kanalsteu-
rerentgelte. Durch Einführung einer verringerten Höchstgeschwindigkeit für alle Schiffe ab 
dem 1. Juli 2023 ist es zu einer erheblichen Verlängerung der Fahrtzeiten der von Kanal-
steurern bedienten Schiffe auf dem Nord-Ostsee-Kanal gekommen. Daher wurde zusätz-
lich eine unterjährige Anpassung vorgenommen, um kurzfristig dem erhöhten Arbeitsauf-
wand und mittel- bis langfristig dem erhöhten Bedarf an Kanalsteurern Rechnung zu tragen.  

 

B. Lösung; Nutzen 

Die Entgelte für die privaten Leistungen der Kanalsteurer werden um 8,55 % angehoben. 

Bereits mit der fünften Änderungsverordnung zur Änderung der Kanalsteurerentgelte wurde 
dargelegt, dass eine Anhebung der Kanalsteurerentgelte in einem zweiten Schritt zum 1. 
Januar 2024 um weitere 5,00 % erforderlich wird, um einen vollständigen finanziellen Aus-
gleich der Mehrarbeit zu gewährleisten, die durch die Geschwindigkeitsabsenkung für 
Schiffe auf dem Nord-Ostsee-Kanal entsteht. 

Die Erhöhung um weitere 3,55 % ist Ergebnis der Bestrebungen, die Attraktivität des Berufs 
des Kanalsteurers zu erhöhen und die Arbeit der Kanalsteurer angemessen einzuordnen 
und wertzuschätzen. Durch die Eingruppierung als Nautischer Wachoffizier nach dem Heu-
ertarifvertrag für die deutsche Seeschifffahrt (HTV-See) soll die erforderliche Nachwuchs-
gewinnung qualifizierten Personals sichergestellt werden. Außerdem soll die Bindung des 
Bestandspersonals gestärkt werden. 

Durch die Anhebung der Kanalsteurerentgelte wird somit den gesetzlichen Erfordernissen 
zur Bemessung eben dieser Entgelte und den oben genannten veränderten Rahmenbedin-
gungen entsprochen. Damit wird ein funktionsfähiges Kanalsteurerwesen als Nutzen si-
chergestellt.  

C. Alternativen 

Keine. 
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die Änderung der Kanalsteurerentgelte ergeben sich keine Auswirkungen auf den 
Bundeshaushalt, weil die Kanalsteurerentgelte von der Schifffahrt aufgebracht werden und 
es sich haushaltsmäßig um durchlaufende Fremdgelder handelt. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch die Regelungen wird kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger begründet, 
geändert oder aufgehoben. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch die Regelungen wird kein Erfüllungsaufwand begründet. Informationspflichten wer-
den nicht begründet, geändert oder aufgehoben. 

Es werden keine neuen Bürokratiekosten aus Informationspflichten begründet. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch die Änderungen ergibt sich für die Verwaltung kein zusätzlicher Vollzugsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Mit der Anhebung der Kanalsteurerentgelte um 8,55 % ist eine moderate Kostenbelastung 
für die Schifffahrt (Wirtschaft) verbunden. Durch diese wird die Wettbewerbsposition der 
deutschen Schifffahrt insgesamt nicht beeinträchtigt, da zeitgleich mit der Anhebung der 
Kanalsteurerentgelte zum 20.07.2023 bereits die Befahrungsabgabe für den Nord-Ostsee-
Kanal gesenkt wurde. Hierdurch gleicht sich die Mehrbelastung durch die angehobenen 
Kanalsteurerentgelte in etwa aus. Kostenüberwälzungen, die zu einer Erhöhung von Ein-
zelpreisen und zu unmittelbaren Auswirkungen auf das Preisniveau führen, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. Ob bei den Regelungsadressaten in-
folge der Neuregelung einzelpreiswirksame Kostenschwellen überschritten werden, die 
sich (kalkulatorisch) erhöhend auf deren Angebotspreise auswirken, und ob die Regelungs-
adressaten ihre Kostenüberwälzungsmöglichkeiten in Abhängigkeit von der konkreten 
Wettbewerbssituation auf ihren Teilmärkten einzelpreiserhöhend ausschöpfen, lässt sich 
nicht abschätzen. Dieses wird nicht angenommen, ist jedoch auch nicht auszuschließen. 
Gleichwohl dürften die möglichen Einzelpreisänderungen aufgrund ihrer Gewichtung (ge-
ringer Wägungsanteil in den jeweiligen Preisindizes) nicht ausreichen, um messbare Ef-
fekte auf das allgemeine Preis- bzw. Verbraucherpreisniveau zu induzieren. 
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Verordnungsentwurf des Bundesministeriums für Digitales 
und Verkehr 

Sechste Verordnung zur Änderung der Kanalsteurertarifverordnung 

Vom ... 

Auf Grund des § 14 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 5 Satz 1 des Seeaufgabenge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2016 (BGBl. I S. 1489), von de-
nen § 14 Abs. 4 Satz 1 durch Artikel 2 Nummer 2 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 73) geändert worden ist, verordnet das Bundesministerium für Digitales und Ver-
kehr nach Anhörung der Küstenländer: 

Artikel 1 

Die Anlage zu § 1 Absatz 1 der Kanalsteurertarifverordnung vom 26. Oktober 2010 
(BAnz. 2010 S. 3646), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 14. Juli 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 189) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Anlage  

(zu § 1 Absatz 1) 

Verzeichnis der Entgelte 

Es sind zu entrichten für 

1.  das Steuern von Fahrzeugen, 

1.1. auf der Fahrtstrecke von der Eingangsschleuse bis zur Endschleuse  

bei einer  

Bruttoraumzahl   

  

von              bis Euro 

          0 -        500 1 090 

      501 -        600 1 095 

      601 -        700 1 100 

      701 -        800 1 102 

      801 -        900 1 107 

      901 -     1 000 1 115 

   1 001 -     1 100 1 120 

   1 101 -     1 200 1 132 

   1 201 -     1 300 1 141 

   1 301 -     1 400 1 147 

   1 401 -     1 500 1 157 

   1 501 -     1 600 1 170 
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   1 601 -     1 700 1 175 

   1 701 -     1 800 1 181 

   1 801 -     1 900 1 195 

   1 901 -     2 000 1 196 

   2 001 -     2 100 1 197 

   2 101 -     2 200 1 199 

   2 201 -     2 300 1 202 

   2 301 -     2 400 1 207 

   2 401 -     2 500 1 214 

   2 501 -     2 600 1 221 

   2 601 -     2 700 1 223 

   2 701 -     2 800 1 226 

   2 801 -     2 900 1 237 

   2 901 -     3 000 1 254 

   3 001 -     3 250 1 265 

   3 251 -     3 500 1 282 

   3 501 -     3 750 1 286 

   3 751 -     4 000 1 302 

   4 001 -     4 250 1 306 

   4 251 -     4 500 1 317 

   4 501 -     4 750 1 342 

   4 751 -    5 000 1 358 

   5 001 -    5 250 1 366 

   5 251 -    5 500 1 382 

   5 501 -    5 750 1 396 

   5 751 -    6 000 1 412 

   6 001 -    6 250 1 421 

   6 251 -    6 500 1 426 

   6 501 -    6 750 1 448 

   6 751 -    7 000 1 468 

   7 001 -    7 250 1 484 

   7 251 -    7 500 1 507 

   7 501 -    7 750 1 525 

   7 751 -    8 000 1 531 

   8 001 -    8 250 1 538 

   8 251 -    8 500 1 545 

   8 501 -    8 750 1 549 

   8 751 -    9 000 1 567 

   9 001 -    9 250 1 582 

   9 251 -    9 500 1 601 

   9 501 -    9 750 1 620 

   9 751 -  10 000 1 626 

 10 001 -  10 250 1 633 
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 10 251 -  10 500 1 642 

 10 501 -  10 750 1 661 

 10 751 -  11 000 1 680 

 11 001 -  11 250 1 703 

 11 251 -  11 500 1 722 

 11 501 -  11 750 1 741 

 11 751 -  12 000 1 762 

 12 001 -  12 500 1 767 

 12 501 -  13 000 1 773 

 13 001 -  13 500 1 787 

 13 501 -  14 000 1 805 

 14 001 -  14 500 1 836 

 14 501 -  15 000 1 864 

 15 001 -  15 500 1 867 

 15 501 -  16 000 1 903 

 16 001 -  16 500 1 932 

 16 501 -  17 000 1 966 

 17 001 -  17 500 1 991 

 17 501 -  18 000 2 030 

 18 001 -  18 500 2 057 

 18 501 -  19 000 2 092 

 19 001 -  19 500 2 125 

 19 501 -  20 000 2 156 

 20 001 -  20 500 2 163 

 20 501 -  21 000 2 197 

 21 001 -  21 500 2 221 

 21 501 -  22 000 2 256 

 22 001 -  22 500 2 287 

 22 501 -  23 000 2 313 

 23 001 -  23 500 2 325 

 23 501 -  24 000 2 369 

 24 001 -  24 500 2 408 

 24 501 -  25 000 2 449 

 25 001 -  25 500 2 465 

 25 501 -  26 000 2 488 

 26 001 -  26 500 2 504 

 26 501 -  27 000 2 531 

 27 001 -  27 500 2 552 

 27 501 -  28 000 2 579 

 28 001 -  28 500 2 606 

 28 501 -  29 000 2 630 

 29 001 -  29 500 2 673 

 29 501 -  30 000 2 703 
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für jede weitere 

angefangene 500 

über 30 000 

 

 

30 

höchstens jedoch  3 767 

1.2 auf Teilen der Fahrtstrecke für jede angefangene 
Fahrtstrecke von 10 Kilometern  12 vom Hundert 

 Höchstens 100 vom    Hundert 

 des Betrages nach Nummer 1.1,    

    

2 die Wartezeit an Bord bis zur Abfahrt des Fahrzeugs, 
wenn die Abfahrt aus nicht revierbedingten Gründen 
verzögert wird, nach Ablauf einer Stunde,  

für jede angefangene Stunde,  63 Euro, 

    

3 die Zeit der Fahrtunterbrechung, wenn das Fahrzeug  

aus nicht revierbedingten Gründen ankert oder fest-
macht,  

für jede angefangene Stunde,  51 Euro, 

    

4 die Tätigkeit bei den notwendigen Manövern in Fällen 
der Nummer 3 und Nummer 5  60 Euro, 

    

5 die Wartezeit an Bord des Fahrzeugs, wenn die Ab-
fahrt oder Fortsetzung der Fahrt aus revierbedingten 
Gründen verzögert wird, nach Ablauf von zwei Stunden 
für jede weitere angefangene Stunde  49 Euro, 

    

6 die Wartezeit nach beendeter Tätigkeit bis zum Verlas-
sen des Fahrzeugs, wenn der oder die Steurer auf 
Wunsch der Schiffsführung an Bord bleiben, für jede 
angefangene Stunde  51 Euro, 

    

7 den Weg zwischen der Einsatzstation und dem Liege-
platz des Fahrzeugs außerhalb der Schleusen des 
Nord - Ostsee - Kanals   

    

7.1 im Bereich der Binnenhäfen von Brunsbüttel und Kiel - 
Holtenau sowie an der Anlegebrücke der Bunkersta-
tion Projensdorf  31 Euro, 

    

7.2 im übrigen Bereich des Nord - Ostsee - Kanals  45 Euro, 
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8 den vergeblichen Weg, wenn der oder die Kanalsteu-
rer aus anderen als revierbedingten Gründen nicht an 
Bord genommen oder vor Aufnahme ihrer Tätigkeit 
wieder entlassen werden  68 Euro, 

    

9 die Zeit der Abwesenheit von der Einsatzstation in Fäl-
len der Nummer 8, wenn das Fahrzeug außerhalb der 
Schleusen des Nord - Ostsee - Kanals liegt, für jede 
angefangene Stunde  51 Euro, 

    

10 das Fehlen einer angemessenen Bordunterkunft ein 
Ausgleich in Höhe von  

207 
Euro. 

Außerdem sind die Fahrtauslagen in Fällen der Nummern 7 und 8 zu erstatten.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 

Berlin, den  2023 

Der Bundesminister für Digitales und Verkehr 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Ziel der Änderungsverordnung ist die Aktualisierung der bestehenden Tabelle für das Ka-
nalsteurerentgelt (privatrechtliches Entgelt für die Leistung der Kanalsteurer). Die Entgelte 
für die privaten Leistungen der Kanalsteurer werden um 8,55 % angehoben. 

Für die Fortschreibung der Kanalsteurerentgelte wurde der „Ständige Arbeitskreis Kanal-
steurerentgelte“ bei der Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt (GDWS) eingerich-
tet. Mitglieder des Arbeitskreises sind Vertreter des Vereins der Kanalsteurer e.V., des Lan-
des Schleswig-Holstein, der regionalen, kanalspezifischen maritimen Wirtschaft und der 
Gewerkschaft ver.di. Aufgabe des Arbeitskreises ist es, dem BMDV Vorschläge zur Ent-
wicklung der Entgelttabellen zu machen. Dabei ist zu gewährleisten, dass diese Entgelte 
nach § 14 Absatz 4 Satz 2 Seeaufgabengesetz so bemessen sind, dass das Einkommen 
der Kanalsteurer demjenigen vergleichbarer Berufsgruppen in der Seeschifffahrt entspricht 
sowie Vorhaltung, Betrieb und Unterhaltung der erforderlichen Einrichtungen und die Erfül-
lung der sich aus Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 5 ergebenen Aufgaben angemessen zu 
bestreiten sind. 

Die Fortschreibung des Einkommens erfolgt nach einem bewährten Verfahren, das bereits 
2002 eingeführt wurde. Der damals zugrunde gelegte Soll-Gesamtbetrag der Einnahmen 
wird jährlich auf der Basis bestimmter Eckwerte prozentual fortgeschrieben. Zugrunde ge-
legt werden mit einer bestimmten Gewichtung die Daten der Einkommensentwicklung nach 
dem Heuertarifvertrag-See (70 %), dem Tarifindex der Angestellten in der Bundesrepublik 
Deutschland (10 %), den Abschlüssen der Hafenbetriebe (10 %) und dem Verbraucher-
preisindex (10 %). 

Eine Anpassung der Entgelttabelle ist grundsätzlich dann geboten, wenn die Ist-Einnahmen 
eines Jahres die Soll-Einnahmen um 2,5 % über- oder unterschreiten. Bei der Anpassung 
ist auch das Interesse an einer längerfristigen Preisstabilität zu berücksichtigen. 

Nach dieser Systematik und Einschätzung der ermittelten erhöhten Fahrtzeit unter Berück-
sichtigung der Geschwindigkeitsanpassung beträgt der Anpassungswert 3,55 %. Dieser 
berücksichtigt auch die Eingruppierung nach dem Heuertarifvertrag für die deutsche See-
schifffahrt (HTV-See) als Nautischer Wachoffizier zur Sicherstellung der angemessenen 
Einordnung der Tätigkeit und der Nachwuchskräftegewinnung. 

Nach Einschätzung der ermittelten erhöhten Fahrtzeiten von Juli bis September ergäbe sich 
allerdings eine realistische Einschätzung einer notwendigen Steigerung von 6,11 %. 

Aufgrund der Einführung einer generellen Geschwindigkeitsbegrenzung für alle Schiffe von 
12 km/h gegenüber den zuvor für den allergrößten Anteil der Schiffe geltenden 15 km/h 
zum Schutz der Uferböschungen des Nord-Ostsee-Kanal zum 1. Juli 2023 kam es zu einer 
erheblichen Verlängerung der Fahrtzeiten bei der Passage des Kanals. Aufgrund der hier-
durch entstandenen Verlängerung der tariflichen Arbeitszeit um etwa 20 % wurde in einem 
ersten Schritt das Kanalsteurerentgelt um 15 % im Juli 2023 angehoben.  Im zweiten Schritt 
wurde die Anhebung um weitere 5 % vorgesehen, die ab 01.01.2024 gelten soll.  

Im regionalen Arbeitskreis „Kanalsteurerentgelt“ wurde sich nach Verhandlungen auf einen 
Anpassungswert von 8,55 % (5 % + 3,55 %) geeinigt.  
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II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Wesentlicher Inhalt des Entwurfs ist die Anpassung der Kanalsteurertarife um 8,55 %. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Regelungskompetenz 

Der Verordnungsentwurf stützt sich auf § 14 Absatz 4 Seeaufgabengesetz. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Verordnungsentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen vereinbar. 

VI. Regelungsfolgen 

Die Verordnung aktualisiert die Kanalsteurerentgelte. Damit verbunden ist eine moderate 
Kostenbelastung für die Schifffahrt, die im Verhältnis zu den Gesamtkosten des Betriebes 
eines Seeschiffes marginal sind. Weitergehende Auswirkungen werden nicht erwartet, sind 
jedoch auch nicht völlig auszuschließen. 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Durch die Erhöhung der Kanalsteurerentgelte werden die bereits derzeit vorgesehenen Ver-
fahren nicht verändert. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Das Regelungsvorhaben dient den in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie enthaltenen 
Zielen einer nachhaltigen Entwicklung (Sustainable Development Goals – SDGs). Konkret 
betrifft dies das SDG 8 „Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum“. So ist es Ziel 
der Bundesregierung, dass alle Menschen durch ihre Arbeit ein selbstbestimmtes und ab-
gesichertes Leben führen können. Neben der Beschäftigung an sich gehört hierzu auch 
eine angemessene Entlohnung. Insbesondere unterstützt das Regelungsvorhaben die Zie-
lerreichung bei den Indikatoren 8.2.a, b der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (Staatsde-
fizit und strukturelles Defizit) So dient die Anpassung der Kanalsteurerentgelte soliden 
Staatsfinanzen. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die Änderung der Kanalsteurerentgelte ergeben sich keine Auswirkungen auf den 
Bundeshaushalt, weil die Kanalsteurerentgelte von der Schifffahrt erbracht werden und es 
sich haushaltsmäßig um durchlaufende Fremdgelder handelt. 

4. Erfüllungsaufwand 

1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
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Durch die Regelungen wird kein Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger be-
gründet. 

2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch die Regelungen wird kein Erfüllungsaufwand begründet, Informationspflichten wer-
den nicht begründet, geändert oder aufgehoben. Folglich entstehen keine zusätzlichen Bü-
rokratiekosten. 

3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung (Vollzugsaufwand) 

Durch die Änderungen ergibt sich für die Verwaltung des Bundes, der Länder und der Kom-
munen kein zusätzlicher Vollzugsaufwand. 

5. Weitere Kosten 

Mit der vorgesehenen Anhebung der Kanalsteurertarife ist eine moderate Kostenbelastung 
für die Schifffahrt verbunden, wodurch die Wettbewerbsposition nicht beeinträchtigt wird. 
Im Verhältnis zu den Gesamtkosten des Betriebes eines Seeschiffes sind diese marginal.  

Zudem wurde im Juli 2023 die Befahrungsabgabe für den Nord-Ostsee-Kanal - vorläufig 
auf drei Jahre befristet - gesenkt, weswegen die Anhebung der Kanalsteurertarife in der 
Gesamtschau eine verhältnismäßig geringe Belastung bedeutet.  

 

6. Weitere Regelungsfolgen 

Kostenüberwälzungen, die zu einer Erhöhung von Einzelpreisen führen und unmittelbare 
Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau haben, sind 
nicht zu erwarten. Grund hierfür ist die im Juli 2023 erfolgte Entlastung über die Senkung 
der Befahrungsabgabe des Nord-Ostsee-Kanals. Dies bezieht sich auch auf eine etwaige 
Überschreitung einzelpreiswirksamer Kostenschwellen bei den Regelungsadressaten, die 
sich (kalkulatorisch) erhöhend auf deren Angebotspreise auswirken könnten, und die Frage, 
ob die Regelungsadressaten ihre Kostenüberwälzungsmöglichkeiten in Abhängigkeit von 
der konkreten Wettbewerbssituation in ihren Teilmärkten einzelpreiserhöhend ausschöp-
fen. Aufgrund der vorläufigen Befristung der Maßnahme einer Senkung der Befahrungsab-
gaben für den Nord-Ostsee-Kanal auf drei Jahre sind diese Folgen nach Fristablauf erneut 
zu überprüfen.  

VII. Befristung; Evaluierung 

Die Möglichkeit der Befristung wurde geprüft, ist aber im Ergebnis zu verneinen. Darüber 
hinaus werden die Tarife aufgrund der gesetzlichen Vorgaben des § 14 Absatz 4 Seeauf-
gabengesetz zeitnah angepasst. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Kanalsteurertarifverordnung) 

Die Anlage (zu § 1 Absatz 1) enthält die Neufassung des Verzeichnisses der Entgelte mit 
einer linearen Anhebung um 8,55 %. 
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Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 


